
Stoppt den aggressiven Vorstoß
der USA im Nahost-Konflikt!
Im Alleingang hat US-Präsident Trump heute Jerusalem als die Hauptstadt
Israels anerkannt und verkündet, die US-Botschaft somit von Tel Aviv nach
Jerusalem  verlegen  zu  wollen.  Während  der  israelische  Staat  den
palästinensischen Teil Jerusalems bereits seit Jahrzehnten faktisch annektiert
hat, folgt nun quasi das diplomatische „OK“ der US-Regierung.

Damit  machen  die  USA  ein  weiteres  Mal  deutlich,  dass  der  von  ihnen
initiierte „Friedensprozess“ mit  Jerusalem als  geteilter  Hauptstadt zweier
Staaten (die sogenannte „Zwei-Staaten-Lösung“) vollends gegen die Wand
gefahren  ist.  Während  Israels  Ministerpräsident  den  Vorstoß  der  USA
begrüßte,  rückt  das  faule  Versprechen  an  die  Palästinenser_Innen,  die
Besatzung zu beenden und einen eigenen souveränen Staat zu bekommen, in
noch weitere Ferne.  Trump demonstriert  dabei,  dass er entschieden und
konsequent an der Seite Israels steht. Wir vermuten, dass dieser Vorstoß ein
Zeichen dafür ist,  dass die Partnerschaft mit Israel in Zukunft eine noch
größere Bedeutung im Rahmen der US-Militärstrategie im „Nahen Osten“
spielen wird. Und das könnte ziemlich gefährlich werden: Erst vor Kurzem
hat der zweitwichtigste US-Partner in der Region – Saudi Arabien – dem
Libanon  mit  Krieg  gedroht  und  auch  Israel  hat  bereits  mehrere
Militärübungen  dicht  an  der  libanesischen  Grenze  durchführt.

Aggressive  außenpolitische  Interventionen  zu  starten,  wenn  einem  der
eigene  Laden  um  die  Ohren  fliegt,  ist  ein  altbekannter  Schachzug
verschiedenster  US-Regierungen.  Auch das gerade währende Manöver in
Südkorea mit mehr als 12 000 US-amerikanischen Soldat_Innen unmittelbar
vor der nordkoreanischen Grenze unterstreicht das umso mehr. Auch, dass
der  UN-Sicherheitsrat  extra  zwei  Sondersitzungen  in  den  letzten  zwei
Wochen, eben wegen dieser Politik Trumps, einberufen hat, beschreibt die
zugespitzte Situation und den Beef unter den imperialistischen Staaten. Der
verzweifelte  Versuch  der  wirtschaftlich  angeschlagenen  (ehemals
uneingeschränkten)  Ordnungsmacht  USA,  über  aggressive  Außenpolitik
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Stabilität zu suggerieren und die eigene Stellung gegenüber den anderen
imperialistischen  Staaten  zu  wahren,  wird  unabsehbare  Folgen  für  die
internationale Arbeiter_Innenklasse haben.

In  den  palästinensischen  Gebieten  hat  Trumps  Ankündigung,  die  US-
Botschaft nach Jerusalem zu verschieben, bereits an verschiedensten Orten
für Proteste,  Demonstrationen und Widerstand gesorgt.  Ein Generalstreik
legte  zudem  viele  öffentliche  Institutionen  und  Geschäfte  lahm.  Israel
reagierte  darauf  bereits  mit  harter  Repression.  Derweil  werden  weitere
Truppen in die palästinensischen Gebiete verlegt, um kommende Aufstände
niederschlagen zu können.

Unsere Solidarität gebührt dem palästinensischen Widerstand gegen die US-
Aggression!

Schluss mit der israelischen Besatzung und den Unterstützungszahlungen
seiner imperialistischen Verbündeten!

Für ein Ende jeglicher imperialistischer Interventionen im „Nahen Osten“!

Internationale  Solidarität  kann  dabei  nur  aus  der  weltweiten
Arbeiter_Innenklasse kommen.  Denn die  Tatsache,  dass  zum Beispiel  die
Türkei oder Russland Trumps Vorstoß kritisiert haben, liegt nicht daran, dass
sie  Schicksal  der  Palästinenser_Innen interessiert.  Sie  verfolgen lediglich
eine  andere  Strategie  in  der  Region.  Nur  die  palästinensischen  Massen
selber werden im Schulterschluss mit der gesamten Arbeiter_Innenklasse im
„Nahen Osten“ ein sozialistisches und säkulares Palästina mit Jerusalem als
Hauptstadt  erkämpfen  können,  in  dem  jeder  Mensch,  unabhängig  von
Hautfarbe oder Religion in Frieden leben können wird.



Stress  im  Pazifik  –  Droht  der
dritte Weltkrieg?

Resa Ludivin
Nordkorea provoziert mit Wasserstoffbombentests. Japan rüstet auf, ebenso
China.  Deutschland  investiert  Millionen,  um  uns  Jugendlichen  den
Militärdienst schmackhaft zu machen. Trump verschiebt US-Truppen in die
Pazifikregion und ruft die UN-Länder dazu auf, mehr Geld in ihre Armeen zu
stecken.  Kriegsmacherei  an jeder  Ecke.  Nachdem es  in  den letzten drei
Jahren  schon  in  der  Ukraine  und  Syrien  größere  Auseinandersetzungen
gegeben hat, scheint sich ein neuer Krisenherd aufgetan zu haben. Während
noch im Sommer die Katar-Krise in den Medien für Aufruhr sorgte, machen
jetzt Nordkorea und die USA mit Raketentest und direkten Kriegsdrohungen
die Schlagzeilen. Oberflächlich schien alles mit den Raketentests Nordkoreas
angefangen zu haben. Der UN-Sicherheitsrat reagierte auf die angestiegene
Zahl der Raketentests Nordkoreas (2017 allein 14) mit Sanktionen. Hinter
der anti-nordkoreanischen und pazifistischen Rhetorik steckt jedoch nicht
viel.  Deutschland  beispielsweise  handelte  in  diesem Jahr  mehr  mit  dem
vermeintlichen „Oberschurken“.  Laut  Focus-Bericht  wurden im Mai  noch
Metalle im Wert von rund 1,2 Millionen Euro aus Nordkorea importiert. Im
Gegenzug dazu lieferte Deutschland Medikamente und Maschinen.

Doch nicht erst durch die nordkoreanische Provokation steigt die weltweite
Kriegsgefahr. Schon länger ist ein Krieg wahrscheinlicher geworden – der
andauernde Konflikt im Nahen Osten sowie das Zerwürfnis der sogenannten
internationalen  Gemeinschaft  im  UN-Sicherheitsrat  waren  dafür  bereits
Vorläufer.  Zurzeit  sehen  wir  eine  Verschiebung  und  Ausbreitung  der
Konflikte der imperialistischen Mächte. Jetzt heißt es, dass nicht mehr nur
Stellvertreter_Innenkriege  geführt  werden  wie  im Nahen  Osten,  sondern
dass bei einer Verschiebung nach Ostasien auch die Imperialist_Innen selber
betroffen wären. Würde es zu einer direkten Auseinandersetzung zwischen
Nordkorea und den USA kommen, wäre eine ganze Region von Aufrüstung
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und Truppenverlagerung betroffen wie beispielsweise Südkorea, wo schon
jetzt US-Truppen an der Grenze postiert sind. Zurzeit sind es 29 000, sowie
Atomraketen  und  U-Boote.  Zusätzlich  dazu  müssten  sich  größere
imperialistische Kräfte wie China entscheiden, ob sie sich gegen die USA
stellen, was eine extrem große Sprengkraft für das ganze Weltgeschehen
hätte.

Trump und der Krieg
Gerade  die  USA  befeuert  den  Konflikt,  indem  sie  mit  militärischen
Maßnahmen  droht.  Kein  US-Präsident  zuvor  ist  so  sehr  auf  Nordkorea
angesprungen.  Verhandlungsversuche des  amerikanischen Außenministers
wehrt  Trump  ab.  Gleichzeitig  appelliert  Trump  an  die  „internationale
Gemeinschaft“  in  allen  anderen  UN-Nationen,  die  Kriegsmaschinerie
anzuwerfen. Er fordert die Mitgliedsländer auf, endlich auch mindestens 2 %
des BIP in das nationale Militär zu stecken, wie vor einigen Jahren bereits
beschlossen. Bisher gehören die USA zu einenrder wenigen Nationen, die
sich  daran  halten.  Für  Trump,  der  sich  zurzeit  als  „Bad  Boy  des
imperialistischen Weltsystems“ behaupten und den Einfluss der USA wieder
vergrößern  will,  ist  Nordkorea  willkommener  Aggressor  in  Zeiten  der
Neuaufteilung  der  Welt.
Eigentlich gilt die US-amerikanische Aggression nicht Nordkorea, sondern
China. Warum? Schon während seines Wahlkampfes hat Trump klargemacht,
dass er die USA „great again“ machen will,  mit dem Ziel, eine Offensive
gegen  China  zu  starten.  Grund  für  sein  Handeln  ist  vor  allem die  US-
Wirtschaft,  die  sich  trotz  des  stärker  gestiegenen  Wirtschaftswachstums
immer weiter verschuldet, gerade bei China. Zusätzlich gibt es schon seit
einigen  Jahren  im  Pazifik  kleinere  Stellungskriege  zwischen  dem  US-
amerikanischen  und  chinesischen  Militär,  der  sich  fernab  der  medialen
Aufmerksamkeit abspielt.
Inside Ostasien – Wie wird der Konflikt auf der anderen Seite des Pazifiks
gesehen?

Zuerst einmal zu Nordkorea: Die Teilung Koreas ist ein Überbleibsel des
kalten Krieges und doch bittere Realität für Nord- und Südkorea. Für sie ist



der kalte Krieg noch lange nicht vorbei. Die koreanische Halbinsel ist seit
dem Ende des  Korea-Krieges  geteilt  und es  bildeten  sich  zwei  komplett
unterschiedliche  Staaten  heraus.  Ähnlich  wie  die  DDR  oder  andere
Ostblockstaaten  war  der  Hauptzweck,  Nordkorea  am Leben zu  erhalten,
einen  „sozialistischen“  Puffer  sowie  einen  weiteren  Verbündeten  in  der
Region  zu  haben.  Politisch  orientierte  sich  die  KP  Nordkoreas  an  den
anderen,  bereits  entarteten  Arbeiter_Innenstaaten.  Nach  dem
Zusammenbruch der Sowjetunion musste Nordkorea darunter leiden, dass
die billigen Importe aus der Sowjetunion wegfielen. In den 90er-Jahren führte
dies zu einer schlimmen Hungersnot. Seit über 30 Jahren ist Nordkorea mit
Sanktionen belegt und doch herrscht immer noch die KP. Die Bevölkerung
auf  dem  Land  lebt  am  Existenzminimum  und  viele  Kinder  leiden  unter
Mangelernährung.

Die Liste der Sanktionen gegen Nordkorea ist lang, ein Teil davon sind ein
Waffenembargo.  Doch  Sanktionen  schaden  stets  lediglich  der  einfachen
Bevölkerung,  den  Arbeiter_Innen,  Landarbeiter_Innen  und  Jugendlichen.
Denn  sie  leiden  darunter,  wenn  es  kein  Benzin  gibt,  das  auch  zur
Bewirtschaftung der Felder gebraucht wird.

Doch warum hat Nordkorea Atomwaffen? Ziel  des Atomwaffenprogramms
Nordkoreas  ist  es  bis  heute,  sich  gegen  die  US-Aggression  zu  wehren.
Nachvollziehbar wird das, wenn man die militärischen Interventionen der
USA im Kalten Krieg anguckt.

Die Raketentests Nordkoreas über Japan haben dort Angst verursacht, die
gleich eine Aufrüstungsmaschinerie in Gang setzte. Japans Premierminister
Abe rief Neuwahlen aus und schürte weiter Angst im Land, indem er vor
einem  möglichen  Giftgasangriff  warnte.  Zuvor  hatte  er  bereits  die
Pazifismus-Klausel, die seine Partei bereits seit Jahren abschaffen will, ins
Wanken gebracht. Angst und Aufrüstung sind ein gutes Mittel für ein Votum
der Japaner_Innen, die Verfassung zu ändern und sich zum ersten Mal seit
dem Zweiten  Weltkrieg  ein  Recht  auf  Kriegsführung  zurückzuholen.  Ein
Krieg könnte der schrumpfenden Wirtschaft Japans sogar helfen und einen
neuen  Aufschwung  erzeugen.  Diesen  hat  Japan  bitter  nötig,  um  der
schrumpfenden  Relevanz  im  imperial ist ischen  Weltsystem



entgegenzuwirken. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass gerade Kriege nicht
nur die Einflusssphären einzelner Großmächte verändern kann, sondern sich,
auch wenn es makaber ist, positiv auf die nationale Wirtschaft ausübt, da
massiv  Ressourcen  vernichtet  werden,  die  dann  neu  produziert  werden
können.

China  entwickelte  sich  nach  der  Marktöffnung  des  Landes  zu  einer
imperialistischen  Nation.  Gleichzeitig  ist  es  das  letzte  Land,  dass  sich
regelmäßig zu Nordkorea bekennt,  auch wenn es  den Sanktionen gegen
Nordkorea im Juli zugestimmt und zusammen mit Russland Militärübungen
an der Grenze durchgeführt  hat.  Aber warum? Nordkorea exportiert  vor
allem  Rohstoffe,  in  erster  Linie  nach  China.  Insgesamt  ist  der
nordkoreanische Export auf China angewiesen, denn dorthin fließen etwa
90 %.

Wird es Krieg geben?
Nordkorea zu schützen lohnt sich für China. Trotzdem darf man Nordkorea
aus chinesischer Sicht weniger als letzte kommunistische Bastion verklären,
denn  die  Kommunistische  Partei  Chinas  selbst  ist  heute  nur  noch  eine
reformistische Partei, die das Wort „kommunistisch“ im Namen trägt und
auch  das  Land  selbst  hat  sich  nach  der  wirtschaftlichen  Öffnung  vom
sozialistischen Weg zunehmend abgewendet. Im Gegenteil, Nordkorea ist das
Bauernopfer Chinas und der USA. Hier wird ausgetestet, wie weit die USA
China provozieren können. In erster Konsequenz bedeutet das, dass es zu
einer  Verstärkung  der  Militarisierung  in  den  einzelnen  Ländern,  einer
zunehmenden Wahrscheinlichkeit von Handelskriegen und einer Befeuerung
der  aktuellen  „Blockbildungstendenzen“  (also  dem  Aufbrechen  alter
Partner_Innenschaften  und  dem  Schließen  neuer  zwischen  einzelnen
Ländern)  kommen  wird.  Im  Weiteren  wird  aber  ein  Krieg  immer
wahrscheinlicher, da die allgemeinen Verhältnisse auf dem internationalen
Weltmarkt sehr zugespitzt sind: Wir befinden uns in einer Situation, die der
vor dem Ersten Weltkrieg sehr ähnlich ist, nur, dass wir heute technisch
besser  aufgestellt  sind  und  der  Markt  verflochtener  ist.  Wir  nennen  es
„Neuaufteilung der Welt“.  Neuaufteilung der Welt bedeutet hierbei unter



anderem, dass die USA sich als Hegemon behaupten muss gegen andere
wirtschaftlich  aufstrebende  Großmächte  wie  China.  Die  Märkte  sind
erschöpft,  doch  trotzdem  sind  blühende  Wirtschaften  essentiell,  um  die
Stellung der nationalen Bourgeoisien zu behaupten. Diese Umstände sind
gerade für halbkoloniale Länder brisant, da sie die ersten Länder sind, die
man versucht, aufzuteilen.

Was tun?
Nordkorea bleibt trotz seiner Atomwaffen und Bombentests eine Halbkolonie,
die, wenn man ihre Lage mit der der USA vergleicht, militärisch wesentlich
schlechter ausgerüstet ist, da sie unter anderem weniger Raketen besitzen.
(Zur Zeit besitzt die USA 7000 und Nordkorea nur 600.) Zusätzlich ist es, wie
oben schon erwähnt, eher ein Objekt des Kräftemessens als tatsächlicher
Aggressor. Dennoch, wenn es zu einem Krieg kommen würde, wie verhalten
sich Revolutionär_Innen?

Generell  ist  für  uns  eines  klar:  Imperialistische  Interventionen,  die  zur
Besatzung von anderen Ländern führen, lehnen wir ab, auch wenn sie unter
dem Deckmantel „des Frieden“ oder „der Demokratie“ stattfinden. Das heißt:
Würden Nordkorea und die USA Krieg führen, wären wir für eine Niederlage
des  US-Imperialismus.  Gleichzeitig  kann  man  dabei  aber  nicht  stehen
bleiben.  Für  uns  hat  Nordkorea  nämlich  nichts  mit  Sozialismus  oder
Kommunismus zu tun. Viel eher braucht es eine Veränderung im Inneren –
eine Revolution. Der Sturz der Diktatur, allen voran der KP sowie der Kim-
Familie im Land, muss in erster Linie von Innen getragen werden. Sämtliche
Entwicklungen  in  der  Zukunft  hin  zu  einer  Arbeiter_Innenkontrolle  der
Betriebe und des Staates sind zu fordern und zu unterstützen. Ebenso muss
der  alten  KP  eine  demokratisch-zentralistische  Arbeiter_Innenpartei
entgegengestellt werden, in der es entgegen des jetzigen Kurses auch die
Möglichkeit des Widerspruchs, also ein Fraktionsrecht gibt



Von  Charlottesville  nach
Spandau:  Kein  Fußbreit  den
Faschist_Innen!
In  der  Nacht  vom Freitag  dem 11.08  zu  Samstag  wurde  von  mehreren
faschistischen  und  rassistischen  Organisationen  ein  Fackelmarsch  mit
mehreren hunderten Teilnehmern veranstaltet bei dem es zu gewaltsamen
Übergriffen auf Gegendemonstrant_Innen kam. Am darauffolgenden Tag fand
eine  teilweise  mit  Sturmgewehren  bewaffnete  Demonstration  unter  dem
Motto: „Unite the Right“ (Vereint die Rechte) statt. Bei dieser kam es zu
gewaltsamen Angriffen auf die Gegendemo, welche darin eskalierte, dass ein
Faschist  in  die  Gegendemo fuhr  und eine Gewerkschaftsaktivistin  tötete,
sowie 19 weitere Menschen verletzte. Die Reaktion der Trump-Regierung
war eine Kritik der Gewalt „von vielen Seiten“ und löste heftige Kritik selbst
in der Republikanischen Partei aus.

Anlass der Demonstration war der Beschluss der Stadt, eine Statue eines
konföderierten  Generals  (also  eines  Generals  der  Südstaaten,  die  im
amerikanischen Bürgerkrieg für die Beibehaltung der Sklaverei kämpften)
abzureißen.

Diese  neue  Qualität  rechter  Gewalt  ist  als  Teil  der  Serie  rechter
Mobilisierungen und Gewalttaten zu sehen wie wir sie unter anderem in
Form des Massakers in Odessa oder der Terrorserie des NSU mitansehen
mussten.  Jetzt  ist  es  offensichtlicher  denn je,  das  die  Notwendigkeit  für
organisierten  Selbstschutz  besteht.  Wenn  die  Rechte  bewaffnet  und
organisiert Auftritt und Antifaschisten ungehindert angreifen, verletzen und
sogar  töten  kann  muss  dem  mit  demokratisch  organisierten
Selbstverteidigungsstrukturen entgegengetreten werden. In den USA wie in
anderen  Staaten  haben  die  bürgerlichen  Regierungen  klar  gemacht  auf
welcher Seite sie stehen und das von Ihnen keine Hilfe im Kampf gegen
Faschismus  und  Reaktion  zu  erwarten  ist.  Wir  müssen  selbst  unsere
Verteigung organisieren, denn es wird niemand für uns tun. Wir müssen
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selbst den Kampf in die Hand nehmen und auf die Straße tragen. Wir müssen
selbst anfangen den Aufbau einer antikapitalistischen, antifaschistischen und
demokratisch-organisierten Massenbewegung voranzutreiben.

Gerade mit Blick der Mobilisierungserfolge der Rechten ist auch der rechte
Aufmarsch in Gedenken an Rudolf Hess, für den seitens der Rechten
international mobilisiert wird. Dabei Gedenken sie einem Stellvertreter
Hitlers, der biszuletzt uneinsichtig in einem Militärgefängnis in Spandau
einsaß. Die Neonazis versuchen dabei den Selbstmord Hess‘ als Mord zu
verklären. Dieser stellt vorallem in der militanten Neonazi-Szene einen
wichtigen Bezugspunkt dar,an dem auch der NSU in frühen Jahren
teilgenommen hat. Gerade Vorfälle wie in Charlottesville geben, ein
internationales Symbol für die rechte Bewegung und motivieren und
bestärken so die aufsteigenden Rechten Bewegungen weltweit. Genau Jetzt
und Genau hier gilt es zu zeigen das die Rechten Bewegungen nicht nur
Erfolge verzeichnen können. Genau Jetzt und genau Hier gilt es zu zeigen
das die Faschos nicht überall laufen können wo sie wollen. Genau jetzt ist es
notwendig den Aufmarsch am Samstag zo verhindern, und ein internationales
Zeichen zu setzen, das die Rechten auch zerschlagen werden können.

Bild: newsweek.com

Der CSD – buntes Treiben oder
Kampftag für LGBTIA* Rechte?
VON LEONIE SCHMIDT
Laute Technomusik, viele buntgeschminkte Menschen und über ihnen wehen
Fahnen, meist im Spektrum des Regenbogens. Ebenso sieht man Wagen von
Initiativen sowie Ländern und Konzernen. Alle zusammen feiern eine riesige
Party der LGBTIA*-Rechte. Die Rede ist vom Christopher Street Day.
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Der Ursprung
 

H ä u f i g  i s t  d e r  U r s p r u n g  d e s  C S D  n u r  n o c h  w e n i g e n
Demonstrationsteilnehmer_Innen  wirklich  bewusst.  In  den  1960er  Jahren
hatte es in New York immer wieder übermäßige Razzien in Bars für Trans-
und Homosexuelle gegeben. Vor allem Afro- und Lateinamerikaner_Innen traf
die Schikane der Polizist_Innen. So auch im Stonewall Inn, in der New Yorker
Christopher Street, wo eine Polizeikontrolle durchgeführt wurde und auch
Anwesende verhaftet worden sind. Doch zum ersten Mal in der Geschichte
der LGBTIA*-Bewegung ließen sich die sexuell Unterdrückten die Prozedur
nicht gefallen – dies ist als Stonewallaufstand in die Geschichte eingegangen.
Vornehmlich  afro-  und  lateinamerikanische  Drags,  Transmenschen  und
Homosexuelle wehrten sich. Sie konnten die Polizei vertreiben, aber dafür
griff diese im Laufe der Nacht einige Drags und Transmenschen auf und
misshandelten sie. Daraufhin kam es in den nächsten Tagen zu größeren
Demonstrationen  und  kämpferischen  Auseinandersetzungen  rund  um das
Stonewell Inn.

 

Der  CSD wurde  als  eine  Art  Gedenktag  angesetzt  und  wird  heutzutage
hauptsächlich als „Gay Pride“ begangen. Dabei geht es vor allem darum, die
eigene sexuelle und geschlechtliche Identität nach außen zu tragen. Das an
sich soll hier nicht kritisiert werden. Was aber scheinheilig ist, ist dass auch
Parteien und Konzerne mitlaufen, obwohl ihre Politik oftmals zu Ungunsten
der  LGBTIA*-Community  ist  und  gleichzeitig  eine  Entpolitisierung  des
P r o t e s t e s  s t a t t f i n d e t .  Z u d e m  i s t  d i e  I g n o r a n z  d e r
Demonstrationsteilnehmer_Innen gegenüber der weitreichenderen sexuellen
Unterdrückung anzumerken. Denn diese ist nicht nur im Alltag vorhanden,
wie oft von Redner_Innen auf dem CSD beschrieben wird (wenngleich diese
natürlich  auch  äußerst  unangenehm  und  zu  bekämpfen  ist),  sondern
hauptsächlich  strukturell  angesiedelt.



 

Die Situation heutzutage
 

Auch Deutschland ist  nicht  so  offen gegenüber  einem Leben fernab der
heterosexuellen Norm wie es gerne vorgibt zu sein. So ist es zu bemängeln,
dass mensch im Aufklärungsunterricht in der Schule nie wirklich etwas über
queeren Sex hört oder gar erklärt bekommt, wie beispielsweise Safer Sex
aussieht, wenn man sich nicht vor Schwangerschaften schützen muss und
auch  kein  Kondom  zum  Einsatz  kommen  kann.  In  vielen  Ländern  sind
LGBTIA*s  auch  staatlichen  Gewalttaten  ausgesetzt,  unter  anderem  in
Russland,  wo  in  den  letzten  Jahren  eine  regelrechte  Hetzjagd  auf
Homosexuelle  durchgeführt  wurde.  Zurzeit  werden  besonders  in
Tschetschenien,  vom  dortigen  Ministerpräsidenten  Kadyrow  unterstützt,
Schwule verschleppt, misshandelt und letztendlich in Lagern ermordet. Auch
in den USA geht es für LGBTIA*s nicht gerade lustig zu: alleine im Jahr 2017
gab es bisher 9 Morde, vornehmlich an Trans*Frauen of Color.

 

Gleichzeitig werden aber auch Länder glorifiziert, bei denen es angeblich
ganz fortschrittliche und tolle Rechte für sexuell Unterdrückte gibt. In Teilen
der deutschen Linken und der liberalen LGBTIA* Bewegung ist es nämlich
nichts ungewöhnliches, wenn Israel für sein tolles Engagement im queeren
Bereich verehrt wird. Pinkwashing nennt sich das. Es soll  aufzeigen, wie
modern und progressiv ein Staat ist und wie im Fall Israels davon ablenken,
dass gleichzeitig die Menschenrechte der Palästinenser_Innen, und seien sie
noch so queer, mit Füßen getreten werden und soll außerdem die queeren
Menschen von anderen,  ebenfalls  unterdrückten Gruppen isolieren.  Auch
wird  der  direkte  Vergleich  zu  angeblich  barbarischen  und  homophoben
Gruppen gezogen, um diese weiterhin zu unterdrücken. Somit kann eben
zum Beispiel die israelische Regierung ihren Kolonialismus vorantreiben und
die Islamophobie propagandistisch ausnutzen. Sicher, in der arabischen Welt
gibt es immer noch Homophobie, aber genauso ist es überall auf der ganzen



Welt, weil es leider nach wie vor ein universelles Problem ist. Pinkwashing ist
und bleibt also ein Instrument zur Spaltung.

 

Für uns ist klar, dass es im Kapitalismus nicht möglich sein wird, sich von
sexueller Unterdrückung, genau wie von Sexismus, zu befreien. Durch die
Notwendigkeit  der  bürgerlichen  Familie  (Mutter,  Vater,  Kinder)  im
kapitalistischen  System  wird  auch  diese  immer  die  Norm  bleiben  und
besonders geschützt werden, während LGBTIA*-Familien oder Beziehungen
immer  als  unnatürlich  bezeichnet  werden.  Erst  auf  dem  Weg  zum
Kommunismus  über  den  Sozialismus  kann  sich  dieser  gesellschaftliche
Widerspruch  auflösen.

 

Was tun?
Aufgrund  der  strukturellen  Unterdrückung
von  LGBTIA*s  ist  es  aber  gerade  wichtig,
dagegen anzukämpfen und auf dem CSD nicht
nur zu feiern, dass man „anders“ ist. Es reicht
eben nicht aus, ein paar Regenbogenfahnen zu
schwingen und durch die Straßen zu tanzen.
Nein, für die Rechte der LGBTIA*s muss aktiv
und zur Not auch militant eingetreten werden.
Auch  und  besonders  von  Seiten  der
heteronormativen Gesellschaft. Der CSD muss
wieder  kämpferisch  werden!  Trotzdem muss
der Kampf gegen sexuelle Unterdrückung als



ein  täglicher  Kampf  angesehen werden,  der
nicht nur einmal jährlich,  sondern bei allen
politischen Fragen egal ob Flucht, Armut oder
Bildung  geführt  werden  muss.  Gleichzeitig
kann  auch  dieser  Kampf  nur  gewonnen
werden,  wenn  er  eingebettet  ist  in  den
gemeinsamen  Kampf  aller  Unterdrückten
weltweit.
 

Wir fordern:

 

Volle  Legalisierung  von  LGBTIA*  weltweit  und  gleiche  Rechte  in
ihren Beziehungen (finanzielle Gleichstellung, Adoptionsrecht)!dass
im  Aufklärungsunterricht  LGBTIA*-Beziehungen  und
Heterosexualität  gleichwertig  dargestellt  und  gleich  ausführlich
behandelt  werden!
Selbstverteidigungskomitees für LGBTIA*s gegen Übergriffe und das
Caucusrecht in der Arbeiter_Innenbewegung!

Macht Trump die Erde kaputt?

Frieda Alessandrova
Kurz nach seinem Amtsantritt unterschrieb Donald Trump ein Dekret, was
die von Obama eingeleiteten Schritte zum Klimawandel rückgängig macht.

https://onesolutionrevolution.de/macht-trump-die-erde-kaputt/


Dabei geht es hauptsächlich um die Reduktion von Treibhausgas-Emissionen
sowie den Abbau der Kohleindustrie und strengere Auflagen zum Fracking.
Trump besiegelt damit abermals seine “America-First”-Politik, und stellt sich
demonstrativ  gegen  die  im  Pariser  Klimaabkommen  erklärten  Ziele  zur
Verringerung der Erderwärmung. Eine Abkehr vom Klimaabkommen sei noch
nicht beschlossen, man berate aber darüber.

Trump war schon vor seiner Kandidatur zum US-Präsident, als er noch ein
einfacher  Immobilienhai  war,  ein  bekannter  Leugner  des  von  Menschen
verursachten Klimawandels. 2012 behauptete er online, der Klimawandel sei
eine Erfindung “der Chinesen”, um die USA nicht mehr wettbewerbsfähig zu
machen.  Derselben Logik folgt  nun auch seine Politik.  Die Stärkung der
heimischen Kohleindustrie diene dazu, den “einfachen Arbeitern” wieder eine
Perspektive zu geben. Über die vermeintliche Arbeiter_Innenfreundlichkeit
Trumps haben wir in dem Artikel „Wohin steuern die USA“ schon einmal
geschrieben.  Tl;dr:  ist  gar  nicht  so.  Trumps  Politik  ist  zutiefst
arbeiter_Innenfeindlich.  Dies  zeigt  sich  beispielsweise  in  der  von  ihm
geplanten  Gesundheitsreform  „TrumpCare“.  Durch  diese  sollen  große
Ersparnisse in der Gesundheitsversicherung möglich sein. Für wen? Für die
Bundesregierung und Haushalte mit einem Einkommen von über 100 000
USD pro Jahr. Arbeiter_Innenhaushalte sparen nichts, werden jedoch noch
zusätzlich zur Kasse gebeten. Fehlgeburten und das Überleben von sexueller
Gewalt gilt dann als Vorbelastung und kann zur Einstufung in höhere Tarife
führen.

Trumps Zugang zur  Umweltpolitik  zeigt  sich sehr  anschaulich in  seinem
Verhältnis zur Umweltschutzbehörde EPA. Bereits vor seinem Amtsantritt hat
er  angekündigt,  Dutzende Projekte  sowie  20 % der  Stellen  streichen zu
wollen.  In  der  Selbstdarstellung  der  Behörde  wurde  das  Wort
“wissenschaftlich” entfernt und ihre Aufgabe auf das einfache Prüfen der
technischen Durchführbarkeit von Klimaschutzmaßnahmen reduziert.

Innerhalb des Kapitalismus ist immer das Profitinteresse maßgebend für die
Politik, bei Trump ist dies jedoch krasser aus zwei Gründen. Erstens: Trump
ist ein Bonaparte, er kommt und regiert direkt aus Kapitalist_Innenklasse,
und gibt sich keine Mühe, das zu verdecken. Gleichzeitig macht er weißen
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Arbeiter_Innen verbale Zugeständnisse und versucht, sich darüber zu halten.
Zweitens:  wenn  es  Hoffnung  für  die  Erde  geben  soll,  muss  jetzt  ein
Umdenken  und  Handeln  geschehen.  Wir  können  uns  keine  weiteren
Klimakatastrophen  leisten.  Wie  dieses  Umdenken  aussehen  soll,  darauf
kommen wir später zu sprechen.

Um die Erderwärmung signifikant reduzieren zu können, müssen bis zum
Jahr 2050 die Schwergewichte in der Energiegewinnung, wie das Verbrennen
von  Öl  und  Braunkohle,  zum  Stillstand  kommen.  Zu  der  umstrittenen
Methode zur Erdöl- und Erdgas-Förderung, dem Fracking, gibt es bislang
wenig wissenschaftlich fundierte Studien über die Auswirkungen auf Mensch
und  Umwelt.  Dies  wird  sich  auch  in  Zukunft  nicht  ändern,  wenn  den
verantwortlichen  Stellen  weiterhin  ihre  Arbeit  unmöglich  gemacht  wird.
Dennoch sind in den USA gravierende Schäden festzustellen, wo Fracking
eingesetzt  wurde.  Beim  Fracking  werden  unter  Hochdruck  Sand  und
Chemikalien in Gestein geblasen, um das dort gelöste Erdgas freizusetzen
und so förderbar zu machen. Dadurch steigt die Gefahr von Erdbeben in der
Region und Luft und Wasser wird durch die Chemikalien extrem belastet.

Auch  die  Braunkohleindustrie  leistet  traditionell  ihren  Beitrag  zur
Verschmutzung  unserer  Erdatmosphäre.  Der  Kohleabbau  ist  ein  sehr
dreckiges  Geschäft.  Ganze  Landstriche  und  das  Grundwasser  werden
verwüstet  und stillgelegte Braunkohletagewerke sind nur sehr aufwendig
und zeitintensiv renaturierbar. Auch beim Verbrennen von Kohle entsteht
sehr viel CO2, was in die Atmosphäre entlassen wird und die Ozonschicht
angreift.

Obama wollte  strengere  Auflagen für  diese  Arten der  Energiegewinnung
erlassen.,  die jedoch ebenso an der unteren Grenze lagen von dem, was
notwendig wäre, um einen deutlichen Einfluss auf die Klimaerwärmung zu
haben. Trump nimmt diese Auflagen nun zurück und so werden den USA,
dem zweitgrößten Klimasünder der Erde, doch keine Grenzen gesetzt.

Somit  werden  die  Ziele  der  Pariser  Klimakonferenz,  die  sowieso  recht
zurückhaltend formuliert waren, nicht mehr der wegweisende Durchbruch
sein, als der sie vor einem Jahr noch gefeiert wurden.



Was  sind  unsere  Alternativen?  Wie  würde  die  Problematik  des
Umweltschutzes  von  revolutionär-marxistischer  Perspektive  analysiert
werden? Fest steht: echter Klimaschutz innerhalb des Kapitalismus ist nicht
möglich!  Das  Problem  liegt  in  der  Produktionsweise,  die  auf  Überfluss
basiert.  Sie  ist  nicht  bedarfsgerecht,  sodass  nur  produziert  wird,  was
gebraucht wird, sondern folgt dem Profitinteresse, was über dem Überleben
des Planeten steht. Durch Absprache zwischen den Produzenten kann eine
Überproduktion verhindert werden und der Abfall deutlich reduziert werden.
Schließlich ist das Verbrennen von Müll sehr klimaschädlich und für viele
Materialien wurde noch keine klimaschonende Entsorgung erfunden. Davon
abgesehen,  dass  das  Verbrennen  viel  schneller  und  damit  profitabler
geschieht.

Durch  eine  bedarfsgerechte  Produktionsweise  würde  es  viel  kürzere
Transportwege  geben,  da  Lebensmittel  wieder  lokal  produziert  werden
können. Außerdem kann eine ökologische Nutztierhaltung entstehen, in der
Fleisch kein Massenprodukt ist und Wälder wieder aufgeforstet werden, weil
sie nicht mehr für Weideflächen gebraucht werden.

Solche Absprachen sind natürlich nur möglich in  einer  Produktion unter
Arbeiter_Innenkontrolle,  durch die  die  Produzenten nicht  miteinander  im
Wettbewerb stehen. Dann ist auch die Offenlegung der Geschäftsbücher der
Firmen möglich. Damit kann ihre Produktionsweise überprüft werden und die
Müllentsorgung im Besonderen. Auch der Emissionshandel würde nicht mehr
funktionieren.  Es  sollte  unmöglich  gemacht  werden,  dass  Firmen  über
Umwege  mit  Unterhändlern  ihre  Verbrechen  verschleiern.  Kurz  gesagt:
Wenn  nicht  mehr  profitorientiert  produziert  wird,  müssten  fossile
Brennstoffe nicht mehr ausgebeutet werden, die Ölindustrie wäre nicht mehr
so  unverzichtbar  und  die  Forschung  an  erneuerbarer  Energie  könnte
ausgebaut werden. Und wie schaffen wir das? Wir dürfen die Zukunft der
Erde  nicht  in  Klimakonferenzen  und  Gipfeltreffen  wie  G20  legen.  Diese
können niemals eine Perspektive für uns sein, und die Art, wie sich mächtige
Männer  und  Frauen  den  Beschlüssen  dieser  Zusammenkünfte  einfach
widersetzen  und  daran  vorbeiregieren  können,  zeigt,  dass  da  keine
Verpflichtungen  dahinterstehen.



Wir  müssen  Umweltschutz  konsequent  mit  Antikapitalismus  verbinden,
müssen als Revolutionär_Innen dafür kämpfen, die Konzerne zu enteignen
und  unter  Arbeiter_Innenkontrolle  zu  stellen,  damit  wir  nach  unseren
Bedürfnissen  produzieren  und  nicht  nach  dem  Profitinteresse  Weniger!

Landgrabbing in Lateinamerika –
Raub der Lebensgrundlage
In  Entwicklungs-  und  Schwellenländern  –  wir  sagen  dazu
Halbkolonien, da sie ökonomisch meist von einem imperialistischen
Land  beherrscht  werden  –  findet  sehr  starke  Ausbeutung  und
Unterdrückung an der dortigen Bevölkerung statt. Häufig ist es sehr
schwer einen Arbeitsplatz zu finden, oder von diesem zu überleben.
Viele Menschen sind daher auf die Landwirtschaft angewiesen. Meist
um sich selbst zu ernähren, seltener um noch einen geringen Teil
ihrer  Waren  an  andere  zu  verkaufen.  Alles,  was  diese  Menschen
besitzen,  ist  ein  Stück  Land,  doch  auch  diese  existenzielle
Lebensgrundlage wird ihnen vielerorts genommen. Meist passiert dies
durch  ausländische  Investor_Innen  oder  gar  ganze  Staaten.  Viele
Kapitalist_Innen  aus  Industriestaaten  besitzen  in  Halbkolonien
riesige Landflächen die einzig und allein dafür genutzt werden, um
Waren zu produzieren und diese zurück in die Industrieländer zu
exportieren.

Natürlich  geben  die  Bauern/Bäuerinnen  die  Fläche  nicht  freiwillig  her.
Manche bekommen tatsächlich auch Pacht bezahlt, allerdings meist in sehr
kleinen Summen, wie z. B. drei Dollar pro Monat, von denen keinesfalls eine
ganze Familie leben kann. Oft wird ihnen auch versprochen, dass ihr Dorf ein
Krankenhaus oder eine Schule bekommt, im Gegenzug dafür, dass sie ihr
Land  hergeben.  Doch  dies  bleiben  meist  nur  Versprechungen  und  die
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Menschen  haben  nicht  nur  ihr  Land  verloren,  sondern  auch  ihre
Beschäftigung  sowie  die  Lebensgrundlage  ihrer  Familien.

Manchmal kommt es jedoch noch schlimmer.  An manchen Orten werden
nicht einmal leere Versprechungen gemacht. Bauern und Bäuerinnen werden
regelrecht  von  ihren  Ländereien  vertrieben,  um  Platz  für  internationale
Investor_Innen  zu  machen.  Kommt  es  hierbei  zu  Gegenwehr,  wird
kurzerhand die  Ernte  beschädigt  oder  man brennt  die  ganze Landfläche
inklusive  Wohnhaus  nieder.  Ist  dies  nicht  genug,  kann  es  auch  zu
körperlicher  Gewalt  bis  hin  zu  Mord  kommen,  entscheiden  sich  die
Bauern/Bäuerinnen nicht zur „Korporation“. All das fällt unter den Begriff
„Landgrabbing“.

Soja – einer der vielen Gründe für arbeitslose Bauern/Bäuerinnen

Besonders gut lässt sich „Landgrabbing“ am Beispiel der Sojabohne erklären.
Die Sojabohne ist zurzeit ein Lebensmittel, das weltweit nachgefragt wird.
Für viele ist es nicht nur gesund, sondern der Lebensmittelersatz schlecht
hin. Zusätzlich wird Soja in der Fleischindustrie zu Tausenden Tonnen als
Tierfutter verwendet. Doch an ihrem Vertrieb verdienen viele große Kapitale:
z. B. Monsato, hinsichtlich des internationalen Handels, Bayer, hinsichtlich
der  Pestizide  und  Dünger,  sowie  Volvo,  hinsichtlich  der  Produktion  der
landwirtschaftlich  erforderlichen  Geräte.  Nicht  zu  vergessen  sind
Investmentbanken wie Goldman Sachs, die das „Landgrabbing“ finanzieren
oder durch Spekulationen auf  Lebensmittel  ihren Beitrag zur  miserablen
Lage leisten.

Alleine in der Savanne Cerrado in Brasilien lebten Mitte des 20. Jahrhunderts
bis zu 50 indigene Völker, die heute der Produktion von Sojabohnen weichen
mussten. Diese Savanne ist ungefähr 6-mal so groß wie Deutschland und
besitzt das größte Ökosystem der Erde. Doch wenn so weiter gewirtschaftet
wird wie bisher, wird 2030 von dieser Fläche nichts mehr übrig bleiben.
2007 haben in Brasilien durch Landraub 2,9 Millionen Menschen ihr Zuhause
und ihre Existenz verloren, in Argentinien und Paraguay betraf es 150.000
bis  300.000 Familien.  Diese  blieben logischerweise  nicht  auf  dem Land,
sondern gingen in Hoffnung auf Arbeit in die Städte, um dort enttäuscht zu



werden und in Armenvierteln zu leben.
Der  deutsche  Staat  ist  direkt  involviert  in  diesen  Landraub  für
Sojaproduktion,  denn  der  Agrarfond  der  Deutschen  Bank  ist  am
argentinischen Konzern Cresud beteiligt, welcher viel Land in Südamerika
zur Sojaproduktion besitzt.

Nicht alle geben auf – der Kampf um die Ackerfläche

Doch nicht alle Menschen in Südamerika lassen sich ihres rechtmäßigen
Landes berauben. Sie geben nicht auf und wehren sich gegen diese meist
illegale Enteignung ihrer Wirtschaftsflächen. Es gibt einige Initiativen wie
zum  Beispiel  die  brasilianische  Landlosenbewegung  MST,  eine
Massenorganisation,  welche radikal  für  selbstbestimmte Wiederaneignung
kämpft  und  unter  anderem  Felder  besetzt  und  Großkundgebungen
durchführt.  Ihre  Anfänge sind in  der  späten Industrialisierung Brasiliens
1970 zu finden. Damals kämpfte man dafür, dass die Felder keinen Fabriken
weichen mussten. Die MST hatte vor allem Anfang des 21. Jahrhunderts mit
starken und gewaltsamen Repressionen seitens des Militärs und der Polizei
zu kämpfen. Sie werden mittlerweile jedoch von der Regierung anerkannt. An
der Durchsetzung ihrer Forderungen zur Rückgabe des Landes an sie hat das
nicht viel geändert. Höchstens ein Drittel wurde zurückgegeben.

Doch  nicht  nur  gewaltsame  Niederschlagungen  von  Protesten  sind  in
Südamerika gang und gäbe, viele der Aktivist_Innen werden wie zum Beispiel
in Kolumbien auch einfach in überfüllte Gefängnisse gesperrt und warten
dann unter unmenschlichen Zuständen auf ihre Entlassung. Mit bis zu 70
Menschen müssen sie sich die wenigen Quadratmeter für Monate teilen.
Viele der Insassen werden nicht nur körperlich, sondern auch geistig krank.
Einige leiden an Schizophrenie und Depressionen. Medizinische wie auch
psychologische Hilfe wird ihnen nicht bereitgestellt.

Jeglicher  Kampf  gegen  Landraub  ist  unserer  Meinung  nach  legitim  und
unterstützenswert.  Jedoch  muss  diesem  Kampf  auch  eine  Perspektive
gegeben werden, welche nur im Bündnis mit der Arbeiter_innenklasse zu
finden ist. Auch in halbkolonialen Ländern ist die Arbeiter_innenklasse durch
ihre  gesellschaftliche Stellung in  der  Lage die  demokratischen wie  auch



sozialen Probleme der jeweiligen Länder zu lösen. Die Erfahrung der MST in
Brasilien zeigt jedoch, dass ein solches Bündnis zwischen Bauern/Bäuerinnen
und der Arbeiter_innenklasse auf revolutionäre Füße gestellt werden muss.
Hat die Zusammenarbeit der MST mit der reformistischen Regierungspartei
Partido dos Trabalhadores (PT), nicht zur Durchsetzung ihrer Ziele geführt.
Eine solche Zusammenarbeit muss ein revolutionäres Programm zum Inhalt
haben und nur in Verbindung mit der Theorie der „Permanenten Revolution“
erfolgreich  sein.  Eine  Theorie,  welche  die  demokratischen  Fragen  und
Probleme  der  Halbkolonien  mit  den  sozialen  Fragen  und  Probleme  des
Kapitalismus national wie auch international verknüpft und Antworten dafür
bereithält.

VON LEONIE SCHMIDT

Interview mit einem Aktivisten:
Rassismus,  Proteste  und
Widerstand in den USA
Seit  dem  vergangenem  Jahr  kommt  es  in  den  USA  immer  wieder  zu
Demonstrationen  mit  Ausschreitungen  und  Rebellionen  gegen  die
rassistische Polizei und Justiz. Auslöser sind größtenteils Gewalttaten oder
Morde an People of Colour (PoC), die regelmäßig geschehen und genauso
regelmäßig  ungestraft  bleiben.  Die  Opfer  sind  größtenteils  schwarze
Jugendliche  –  die  Täter  sind  Weiße,  häufig  Polizisten.

Die  Morde  sind  nur  die  Spitze  des  Eisberges  einer  systematischen,
politischen und ökonomischen Unterdrückung, der nicht-weiße Menschen in
den USA ausgesetzt sind. Über die fehlende Repräsentation in den Medien,
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die  ungleichen  Bildungschancen,  der  rassistischen  Klassenjustiz  und
besonders  der  ungleichen Bezahlung wird  geschwiegen.  2013 verdienten
schwarze Männer im Vergleich 25 % weniger als weißen – schwarze Frauen
verdienen übrigens 36 % und Latinas 46 % weniger.

Der  Kapitalismus  in  den  USA  hat  seit  seiner  Existenz  eine  rassistische
Unterdrückung und Ausbeutung von People  of  Colour  befördert  und die
Arbeiter_innenklasse entlang dieser ethnischen Linien gespalten.

Um  von  den  spontan  entflammten  Aufständen  zu  einem  Sturz  des
bürgerlichen Staates, seinen rassistischen Institutionen und des Kapitalismus
zu  kommen,  braucht  es  unserer  Meinung  nach  eine  Kraft,  die  dieser
Bewegung eine Perspektive zeigen kann – eine revolutionäre, multiethnische
Arbeiter_innenpartei  und  Jugendorganisation.  Da  eine  Organisation
allerdings nie frei von der gesellschaftlichen Prägung ihrer Mitglieder ist, ist
der Kampf gegen Rassismus innerhalb der Organisation ebenfalls notwendig.
Ein Caucus – eine Art Schutzraum für Menschen, die diskriminiert werden –
ist ein Mittel um konkrete Diskrimierungen zu bekämpfen.

Außerdem besteht die Notwendigkeit, dass die Probleme, die mit Rassismus
verbunden sind, sein Ursprung und sein Zweck offen thematisiert werden
müssen – sowohl innerhalb einer revolutionären Jugendorganisation, als auch
in  ihrer  Außenwirkung.  Sie  muss  die  antirassistischen  Kämpfe  mit
Antikapitalismus  verbinden  und  z.B.  darauf  pochen,  das  Arbeitskämpfe
gemeinsam geführt werden. Nur so kann ein Klassenbewusstsein geschaffen
werden, dass die rassistische Spaltung der Arbeiter_innen und der Jugend
überwindet.

Im Zusammenhang mit  der  antirassistischen Protesten  von  Baltimore  im
April führten wir ein Interview mit Stephen, einem Aktivisten der Baltimore
People’s Power Assembly. Die Proteste in Baltimore wurden durch den Tod
von  Freddy  Gray  ausgelöst,  welcher  in  Polizeigewahrsam  tödliche
Verletzungen  am  Rückenmark  erlitten  hatte.

Hallo, erzähl uns doch etwas über dich, wo du her kommst und was du
machst.



Hallo, ich bin Stephen Ceci und ich arbeite mit einer Organisation namens
Baltimore People’s Power Assembly (BPPA) zusammen. Meine Eltern waren
im SDS (Students for a Democratic Society) tätig und in der Black-Panther-
Bewegung aktiv.  Ich  selber  bin  seit  15  Jahren  aktiv.  Damals  wurde  ein
afrikanisch-amerikanischer Mechaniker von der Polizei zu Tode geprügelt,
weil er ein Auto auf der Straße reparieren wollte und Leute dachten er würde
es stehlen. Seine hinterlassene Freundin ist nun bei uns Mitglied.

Erzähl  uns  doch  etwas  über  das  BPPA,  eure  Forderungen  und
Geschichte.

Nachdem Trayvon Martin erschossen wurde (Todestag: 26. 2. 2012, Anm. d.
Red.), haben wir zusammen mit der durch Dr. King gegründeten Southern
Christian Leadership Conference eine Demonstration organisiert und 10.000
Menschen sind gekommen. Danach haben wir dann das BPPA gegründet um
gegen Polizeiterror, Rassismus und Massenverhaftungen aktiv zu werden.

Wir fordern gesellschaftliche Kontrolle der Polizei nachdem Model der Black
Panther Party aus 1971, dass heißt,  dass die Polizei  aus der Community
kommen soll, die sie schützt, der Polizeichef gewählt wird und es ein ziviles
Gremium gibt, dass die Polizei kontrolliert. Das ist eine Übergangsforderung,
als Schritt zur völligen Abschaffung der Polizei. Außerdem kämpfen wir für
einen Mindestlohn von 15$ und für das Grundrecht auf eine Gewerkschaft.

Auf der organisatorischen Ebene versuchen wir mit dem BPPA den Prototyp
eines  Sowjets  zu  schaffen,  weil  ein  Großteil  der  Bevölkerung  jegliches
Vertrauen in die Institutionen des bürgerlichen Staates verloren hat.

Kannst du uns etwas über die Polizeigewalt erzählen, die ihr jeden
Tag erleben müsst?

Nun ja ich selber bin noch nicht von der Polizei angegriffen worden, aber in
den vornehmlich afroamerikanischen Bezirken sagt  einem die Polizei  oft,
man dürfe hier nicht sein und muss sofort verschwinden. Ich hatte mal eine
Freundin, die in so einem Bezirk lebte. Da musste ich das mehrmals täglich
über mich ergehen lassen. Außerdem gibt es eine Praxis namens „stop-and-
frisk“, das heißt, dass die Polizei dich immer und überall anhalten und nach



Drogen durchsuchen darf. Das machen die auch.

Vor 3 Jahren wurde zum Beispiel ein Mann von Knockers, Undercover-Cops,
erdrosselt, die behaupteten er wollten Drogen runter schlucken. Die Autopsie
zeigte, dass dies nicht der Fall war, aber trotzdem wurden die Polizisten nie
vor Gericht gestellt. Es gibt unzählige dieser Geschichten hier. Ich hab sogar
von Kindern, 11-jährigen, gehört, die von der Polizei aufgelesen, bedroht und
in fremden Stadtteilen wieder abgesetzt wurden. Einfach so.

Für viele Leute ist die Polizei, wie eine Besatzungsarmee. Ein Großteil der
Polizei kommt nicht mal von hier. Sie fahren mit dem Auto 1-2 Stunden,
teilweise aus anderen Bundesstaaten an.  Ganz oft  sind die gewalttätigen
Polizisten nicht von hier.

Hat sich das Verhältnis zur Polizei nach dem Aufstand geändert?

Die Polizei gibt selber zu, dass sie ihre Arbeit nicht richtig machen kann, da
sie sofort von 30 Leuten umringt werden, sobald sie irgendwo auftauchen.
Ich glaube, dass sie da ein wenig übertreiben, aber es stimmt schon, dass die
Menschen noch skeptischer geworden sind.

Das möchte ich an dieser Stelle noch einmal klarstellen, da die Rebellion in
den Medien falsch dargestellt wird. Dies war ein Aufstand der Ärmsten und
am  stärksten  Unterdrückten,  hauptsächlich  junge  Schwarze.  Bei
Plünderungen, die stattfanden, ging es um lebensnotwendige Dinge. Ich hab
gesehen wie Menschen Essen und sogar Windeln aus dem Supermarkt geholt
haben. Was in den Medien nicht erwähnt wird ist, dass es Monatsende war
und die meisten Menschen kein Essen mehr hatten.

Gab  es  Unterstützung  von  Seiten  der  Gewerkschaft  und  Linken
Gruppierungen?

Leider  hat  die  Gewerkschaftsbewegung  in  vielerlei  Hinsicht  durch
Abwesenheit geglänzt. Es gab etwas Unterstützung, aber nicht so viel wie wir
gern gesehen hätten. Es war jedoch auch ein spontaner Aufstand und obwohl
die Linke diesen unterstützt hat, war sie nicht in der Lage ihn anzuführen,
uns eingeschlossen. Wir haben oft das Gefühl, dass gerade die Jugend sich



sehr bewusst über die Lage ist, jedoch nicht die Organisation hat um sich
dagegen zu wehren. Wir versuchen das zu ändern, haben aber noch eine
Menge aufzuholen.

Was hältst du für die wichtigsten Aufgaben der gewerkschaftlichen
und politischen Linken?

Ich glaube die Linke sollte stärker mit  der Black-Lives-Matter Bewegung
zusammenarbeiten.  Es ist  wichtig,  dass sie  sich mit  engagieren,  Einfluss
nehmen und vor allem diese Bewegung nicht alleine stehen lassen, die vom
bürgerlichen  Staat  gezogenen  Trennlinien  überwinden  und  gemeinsam
kämpfen!

Einleitung  von  Katherina  Singh,  Interview  von  Peter  Wolf,
REVOLUTION  Berlin

Gegen  Krise,  Krieg  und
Kapitalismus – Auf zur SIKO!
Am  07.  Februar  f indet  wie  in  den  vergangenen  Jahren  d ie
„Sicherheitskonferenz“ (SIKO) in München statt. Alljährlich wird dabei der
Tagungsort, das Hotel Bayerischer Hof, von Bullen und Spezialeinheiten aus
den  einzelnen  Bundesländern  abgeriegelt.  In  der  gesamten  Münchner
Innenstadt herrscht deshalb Ausnahmezustand und die Bewegungsfreiheit
wird auf ein Minimum reduziert. Die SIKO ist das weltweit größte Treffen
von Politikern, Militärs, Geheimdiensten, Polizei und Industriellen, rund um
das Thema Sicherheitspolitik. Ziel ist die Wahrung von Machtinteressen der
führenden Industrienationen.

Die Sicherheit weniger ist nicht die Sicherheit aller

Auf der SIKO geht es um das Thema „Sicherheit weltweit“. Hiermit ist jedoch
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nicht  die  Sicherheit  der  Bevölkerung  gemeint,  sondern  die  der
Großkonzerne,  Banken  und  Staatsführungen.  Der  Platz  an  der  Spitze
bedeutet Reichtum und Macht. Durchgesetzt wird dies mit einem monströsen
Sicherheits- und Repressionsapparat. In Deutschland beispielweise besteht
dieser aus diversen Polizeieinheiten und paramilitärischen Spezialeinheiten
wie dem bayrischen USK, dem SEK, die Bundeswehr und Geheimdienste wie
der  BND  oder  der  Verfassungsschutz.  Man  tauscht  Informationen  aus,
analysiert die Weltlage, setzt gemeinsame Ziele und plant Militäroperationen
wie  etwa  den  seit  nunmehr  13  Jahren  andauernden  „Krieg  gegen  den
Terror“.  Als  gemeinsame  Gefahrenlage  wird  auch  die  Verknappung  von
Ressourcen, Energie und Trinkwasser angesehen oder der Kampf gegen das
Aufbegehren der eigenen Bevölkerung.

Neben  Politikern  aus  der  ganzen  Welt,  treffen  sich  bei  der  SIKO auch
Wirtschaftslobbyisten  und  Vertreter_innen  der  Rüstungsindustrie,  um die
neueste Waffentechnik vorzustellen und Rüstungsgeschäfte zu machen. Auf
der letztjährigen Eröffnungsrede rief Joachim Gauck, Bundespräsident und
„Friedenspastor“  Deutschland dazu auf,  wieder  mehr Verantwortung und
Teilnahme am politischen Weltgeschehen zu übernehmen. Auch der Einsatz
der  Bundeswehr  solle  nicht  kategorisch  ausgeschlossen  werden.  Für
Deutschland als  Wirtschaftsgroßmacht ist  es unumgänglich sich ebenfalls
Einflusssphären,  Rohstoffquellen  und Absatzmärkte  zu  sichern  –  Das  hat
Gauck klar  erkannt.  Auch Krieg unter dem Deckmantel  der humanitären
Hilfe ist ihm dabei ein legitimes Mittel.

Dies  verdeutlicht  einerseits,  dass  Deutschland  seinen  Einfluss  in  der
Weltpolitik  halten  und  ausbauen  will  und  andererseits  dass  sich  der
innerimperialistische Konkurrenzkampf massiv verschärft hat. Hier geht es
nicht um den Wettstreit in Europa, bei dem Frankreich und Italien mehr und
mehr abgehängt werden, sondern der Nationen weltweit. Seit Beginn der
Krise 2007/2008 zeigt sich vor allem eines deutlich: Die imperialistischen
Staaten und mit ihnen die Bourgeoisie als herrschende Klasse, sind nicht
mehr in der Lage die Widersprüche, die der Kapitalismus erzeugt, auf eine
Weise zu lösen, die für alle Beteiligten zufriedenstellend ist.



REVOLUTION, mitten drin statt nur dabei: Auf die Straße für
den  internationalen  Kommunismus  aller  staatlichen
Unterdrückung  zum  Trotz!

Es geht um die Absteckung der Einflussgebiete auch deswegen, weil  die
alten dominierenden Kräfte wie z.B.  Japan oder Russland zunehmend ins
Straucheln  geraten.  Ihnen  entgleitet  zusehends  der  Machtanspruch  über
Länder die noch vor wenigen Jahren von ihnen ökonomisch abhängig waren.
Mit dem rasanten Aufstieg des chinesischen Imperialismus kommt ein neuer
Konkurrent  hinzu.  China  setzt  auf  eine  Mischung  aus  staatlich  rigide
kontrolliertem Wirtschaftswachstum und der Öffnung hin zu ausländischen
Kapitalmärkten.  Dieser  aufstrebende  Imperialismus  fordert  alle  anderen
etablierten  Imperialisten  wie  etwa  die  USA,  Großbritannien  oder  auch
Deutschland heraus und beansprucht eine Führungsrolle. China will sich als
neuer  Gegenpol  des  US-Imperialismus  und  dessen  Hegemonialstellung
etablieren.  Die  Führung  Chinas  wird  in  diesem Wettstreit  als  wichtiger
strategischer Bündnispartner angesehen, besonders im asiatischen Raum.

 

Die Krisen der Welt treffen den Imperialismus

Die  Neuaufteilung  der  Welt  unter  den  diversen  imperialistischen
Weltmächten bleibt jedoch nicht ohne Konsequenzen. Der Irakkrieg und der
letztliche  Truppenabzug  der  USA  2011  schufen  ein  Machtvakuum  und
hinterließen  das  Land  in  einem  Bürgerkrieg  zwischen  den  islamischen
Strömungen der Sunniten und Schiiten.  Die durch den US-Imperialismus
eingesetzte Marionettenregierung unter Präsident Nuri al Maliki (schiitischer
Machthaber und Nachfolger Saddam Husseins) unterdrückte die sunnitische
Bevölkerung  im  Irak  rigoros.  Der  fundamentalistische  Flügel  gewann  in
diesem Machtkampf an Einfluss und der „Islamische Staat“ (IS) bildete sich.
Auch der seit 2011 anhaltende Bürgerkrieg in Syrien und die schwindende
Macht und Kontrolle von Assad über das Land leisteten ihren Anteil  am
Erstarken des IS. Die Gruppe brachte den Nordirak und halb Syrien unter
seine Kontrolle  und erbeutete  beachtliche Waffenreserven der  irakischen
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Armee – moderne US-Waffen. Der IS ist nun ein Machtfaktor der für Syrien,
den Irak und die Türkei eine wichtige Rolle spielt in der Unterdrückung des
selbstverwalteten  kurdischen  Gebiets  Rojava.  Seit  vergangenem  Herbst
kämpfen die Truppen der kurdischen Selbstverteidigungseinheiten (YPG/YPJ)
gegen die Eroberung durch die islamistischen Klerikal-Faschisten des IS: Die
Stadt Kobane ist zum Symbol des Widerstandes geworden.

Gleichzeitig sorgte auch der arabische Frühling dafür, dass die USA in der
arabischen  Welt  wichtige  Verbündete  wie  z.B.  den  ägyptischen  Diktator
Mubarak  oder  den  libyschen  Diktator  Gaddafi  verloren  bzw.  am  Ende
wegbombten. Gaddafi stellte für die EU einen hilfsbereiten Partner dar, wenn
es darum ging, Flüchtlinge an der Überfahrt über das Mittelmeer zu hindern.
Libyen wurde dafür von EU-Staaten großzügig mit Waffen versorgt.

Der Konflikt in der Ukraine und der seit einem Jahr andauernde Kampf der
ostukrainischen Bevölkerung gegen die  faschistischen Mörderbanden aus
Kiew, verdeutlicht den Interessenkampf zwischen Russland, den USA und der
EU.  Hier  geht  es  vor  allem darum,  dem russischen Imperialismus einen
Schlag  zu  versetzten,  sich  gleichzeitig  einen  neuen  Absatzmarkt  zu
erschließen, sowie billige und leicht auszubeutende Arbeitskräfte zu sichern.
Die politische Führung in der Ukraine mit Staatspräsident Poroschenko an
der Spitze, bringt massive Kürzungen und Spardiktate der EU auf den Weg,
um  einem  drohenden  Staatsbankrott  zu  begegnen.  Die  dortige
Arbeiter_innenklasse  verarmt  jedoch  massiv,  ist  nun  in  einer  ähnlichen
Situation wie beispielsweise Spanien und Griechenland.

Ein Feind, ein Kampf: Der Imperialismus muss zerschlagen werden!

Diese  Auseinandersetzungen  im  Zuge  der  Interessenskämpfe  der
Industrienationen führen dazu, dass Menschen zu Flüchtlingen werden und
entweder vor dem Grauen des Krieges fliehen oder emigrieren müssen, weil
sie zu einer Generation gehören, die bereits jetzt perspektivlos und ohne
Arbeit  ist.  Die  Antwort  der  Kapitalist_innen  auf  die  zunehmenden
Flüchtlingsströme  aus  den  Krisenländern  der  Welt  ist  Abschottung  und
Repression. So wurde der europäische Grenzschutz FRONTEX ebenfalls auf
der  SIKO  ins  Leben  gerufen.  Auch  die  Totalüberwachung  (NSA),  deren



Auffliegen vor etwa eineinhalb Jahren zeigte, wie umfassend die Bevölkerung
ausgespäht wird, kann zu dieser Liste gezählt werden.

Die zunehmende mediale Hetze gegen den Islam kann als  Legitimierung
einer  aggressiveren  Außenpol i t ik ,  sowie  a ls  e in  gewol l tes
Verbindungselement  der  sich zunehmend entfremdenden Staaten der  EU
angesehen  werden:  Der  gemeinsame  Feind  Islamismus.  Rechte  Kräfte
gewinnen dadurch an Einfluss wie die Front National in Frankreich oder die
islamfeindlichen PEGIDA-Demonstrationen im deutschsprachigen Raum. Mit
dem griffigen Slogan „Kriminelle Ausländer raus“ gibt man sich den Eindruck
der  Rechtmäßigkeit  und  greift  dabei  nur  den  offenen  Rassismus  von
rassistischen,  faschistischen  Parteien  wie  ‚Die  Rechte‘  oder  der  NPD  auf.

Dazu kommt die antimuslimischer Rassismus der Bourgeoisie, wie z.B. von
DER SPIEGEL, welcher mit  diversen Leitartikeln („Deutschland das stille
Mekka“ oder „Der Koran – das gefährlichste Buch der Welt“) sich schon
einen  Wettkampf  mit  rechten  Verschwörungsblättern  wie  dem  Compact
Magazin liefert.

 Die  durch  die  Krise  in  vielen  Ländern  massiv  angewachsene
Arbeitslosigkeit raubt den Menschen die Perspektive und verunsichert

sie. Doch gerade jugendliche und junge Erwachsene standen und stehen bei
den  Kämpfen  gegen  die  Krisenlösungsmodelle  (soziale  Kürzungen,
Arbeitsplatzabbau und Deklassierung breiter Schichten der Bevölkerung) der
herrschenden  Klasse  und  dem  einhergehenden  Rassismus  in  der  ersten
Reihe. Besonders Jugendliche sind am meisten von der Krise
betroffen und machen den Großteil der Arbeitslosen in Europa und weltweit
aus. Sie fliehen vor Bürgerkriegen, Arbeitslosigkeit, Hunger und Verfolgung
und lassen dabei meist ihr ganzes Leben zurück.

Unser Ziel im Kampf gegen diese Verhältnisse lautet daher, sich nicht durch
die herrschende Klasse in Migrant_innen/“Einheimische“ oder anhand von
religiösen Trennlinien spalten zu lassen.  Unser Ziel  ist  der Aufbau einer
internationalen, revolutionären Jugendorganisation, die die Kämpfe in den
einzelnen Ländern verbindet und zu einem gemeinsamen Kampf gegen die
bestehenden  Verhältnisse  führt.  Wir  treten  für  den  Aufbau  einer
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internationalen Arbeiter_innenpartei ein, um die Kämpfe der Arbeiter_innen
zu  koordinieren  und  dem  imperialistischen  Ausbeutermodell  einen
internationalen Sozialismus entgegen zu halten. Unser gemeinsamer Feind
ist die Bourgeoisie! Der internationalen Interessenspolitik der SIKO müssen
wir  eine  Antwort  entgegensetzen:  Mit  dem  Aufbauprozess  der  Neuen
Antikapitalistischen Organisation NAO wollen wir die Spaltung der radikalen
Linken  in  Deutschland  überwinden,  mit  dem  Ziel  eine  revolutionäre
Arbeiterpartei  zu  erschaffen,  die  diesem  Kampf  gewachsen  ist.

Deshalb rufen wir dazu auf euch an der Demo gegen die SIKO zu beteiligen.

Samstag, 07. Februar 2015 13:00 Uhr Marienplatz, München

Schluss  mit  den  Massakern  in  der  Ostukraine  und  in
Kurdistan! Solidarität mit den Kämpfern von YPJ/YPG und den
Genoss_innen von Borot’ba!
Weg mit dem Verbot der PKK! Freilassung aller Gefangenen
der PKK! Biji Azadi, Biji Rojava!
Zerschlagung aller Geheimdienste, der Bundeswehr, der NATO
und FRONTEX!
Offenlegung  aller  Geheimdienstakten,  egal  ob  vom
Verfassungsschutz oder der NSA!
Unterstützt die Kampagne Waffen für Rojava! Weitere Infos
unter www.waffenfuerrojava.org
Organisiert den Kampf im „Herzen der Bestie“, dem deutschen
Imperialismus! Mach mit bei REVOLUTION!
Zusammenarbeit  der  Arbeiter_innenklasse  und  der  Jugend
statt kapitalistischem Konkurrenzkampf!

Ein Aufruf von REVOLUTION Germany



Rebellion der Basis – Streik der
LehrerInnen in Chile
Gastbeitrag:  Peter  Robe,  Aktivist  bei  WaffenDerKritik  und  der
Revolutionären Internationalistischen Organisation (RIO),  berichtet
aus Santiago de Chile.

Chi l e  i s t  vo r  a l l em  durch  d ie  mass i ve  und  k ämpfer i sche
Studierendenbewegung bekannt. Doch jetzt gehen auch die LehrerInnen in
den Kampf über – und das gegen die Führung ihrer Gewerkschaft.

 

Eine Regierung der Versprechungen

2011 haben die Studierenden mit ihren monatelangen Streiks, Besetzungen,
Demonstrationen das gesamte Regime in Frage gestellt, das direkt aus der
Militärdiktatur  von  Agosto  Pinochet  (1973-1990)  hervorgegangen  ist.
Nachdem auch 2012 und 2013 immer wieder Proteste entbrannt sind, gab es
im ganzen Jahr 2014 nur drei massive Demonstrationen.

Dies liegt zum Einen an der Führung der Studierendenbewegung, die sich
weniger um die Mobilisierung für die kostenlose Bildung gekümmert hat, als
einen guten Eindruck bei der Regierung zu machen. Zum Anderen liegt dies
an eben dieser Regierung der sog. Nueva Mayoría (Neue Mehrheit), die zu
Beginn des Jahres unter Führung von Michelle Bachelet angetreten ist und
neben anderen Projekten auch eine Bildungsreform versprochen hat.  Mit
dieser sollte dem Markt in der Bildung ein Ende gesetzt werden. Doch die
Regierung hat bei den Reformprojekten, die sie bisher durchgebracht oder
vorgestellt hat, gezeigt, dass sie dem Druck der rechten Parteien und den
Bossen nicht standhält, sondern in ihrem Dienste handelt. Nichtsdestotrotz
konnte  sie  durch  die  Versprechungen  die  Forderungen,  die  in  den
vergangenen Jahren auf der Straße artikuliert wurden, aufsaugen und somit
die Proteste abdämpfen.
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Dies liegt zu einem großen Teil auch an der Rolle, die die Kommunistische
Partei  spielt.  Sie  ist  der  historische  Referenzpunkt  innerhalb  der
ArbeiterInnenbewegung und führt den Gewerkschaftsdachverband CUT an.
Sie schloss sich vor den Wahlen der Concertación an, die von dem Ende der
Militärdiktatur  bis  2009  durchregierte  und  ein  Bündnis  aus  der
Sozialdemokratie und den Christdemokraten darstellt. Diese Allianz wurde
daraufhin in Nueva Mayoría umgetauft und brachte zustande, das die KP seit
40 Jahren wieder Teil der Regierung ist. Ihre Rolle ist klar: Den Unmut von
der Basis angesichts der falschen Versprechungen der Regierung auffangen
und kontrollieren – wenn nötig auch mit sporadischen Mobilisierungen.

Ein antibürokratisches Phänomen unter den LehrerInnen

Diese  Aufgabe  wurde  bisher  relativ  gut  erfüllt.  Auch  Jaime  Gajardo,
Vorsitzender der Lehrergewerkschaft Colegio de Profesores und Mitglied der
KP, konnte seinen Teil  dazu beitragen. Erst  im Juli  hatte es einen Eklat
gegeben,  als  die  LehrerInnen  in  einer  landesweiten  Abstimmung  einen
Vorschlag der Regierung ablehnten. Diese Entscheidung wurde zwar von der
Bürokratie durch ein Manöver wieder umgekehrt, doch folgten darauf im
Laufe des Oktobers weitere Streiks gegen die Bildungsreform der Regierung
und ihre Vorschläge gegenüber den LehrerInnen. Bevor es am 10. November
zu dem angekündigten unbefristeten Streik kommen konnte, handelte der
Gewerkschaftsführer  hinter  dem  Rücken  der  LehrerInnen  in  einem
Telefongespräch  mit  dem  Bildungsministerium  zwei  der  fünf  von  den
LehrerInnen erhobenen Forderungen heraus und erklärte die Kampfaktionen
für beendet.

Streik  der  LehrerInnen  in  Chile  –  Über  40.000
beteiligen  sich  über  das  ganze  Land  hinweg,
organisiert  von  der  eigenen  Basis

Doch  anstatt  damit  die  Basis  wie  erhofft  auszubremsen,  entstand  eine
wahrhaftige Rebellion im ganzen Lande. Es begann erst in den entlegenen
Regionen,  in  Patagonien  im  Süden  und  im  wüstengeprägten  Norden.
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LehrerInnen  organisierten  Versammlungen  in  ihren  Schulen,  um  den
Ausstand  für  die  Erfüllung  aller  Forderungen  und  die  Ablehnung  der
bürokratischen Entscheidung ihrer  Gewerkschaftsführung zu  beschließen.
„Alles oder nichts“, „sie repräsentieren uns nicht“ wurde im ganzen Land
lautstark  von den LehrerInnen skandiert.  Seitdem hat  sich  die  Situation
weiterentwickelt: In mehr als 200 Gemeinden im ganzen Land sind mehr als
40.000  LehrerInnen  mobilisiert,  auf  Ebene  von  Städten  und  Regionen
(vergleichbar  mit  Bundesländern)  wurden  Versammlungen  mit  massiver
Beteiligung organisiert. Es wird der Rücktritt und die Neuwahl des Postens
von Jaime Gajardo gefordert. Dieser musste zurückrudern und den Runden
Tisch  mit  dem Bildungsministerium verlassen.  Am vergangenen  Sonntag
wurde  die  Vereinbarung  mit  der  Regierung  wiederum  bestätigt.
Währenddessen treffen die LehrerInnen selbst die Entscheidung über den
Ablauf des Kampfes und stellen eines der fortschrittlichsten Phänomene in
der ArbeiterInnenklasse in Chile dar, indem sie offen und in ihren Aktionen
ihre  bürokratische  Führung in  Frage  stellen.  Dieses  Phänomen hat  man
schon  2013  sehen  können,  wo  diverse  Streiks  Tendenzen  zu
S o l i d a r i t ä t s s t r e i k s  u n d  d e r  B i l d u n g  v o n  O r g a n e n  d e r
ArbeiterInnendemokratie erkennen ließen – in einem Land, indem Streiks de
facto illegal sind.

Ausweitung, Koordinierung, Solidarität

Die Studierenden bleiben weit hinter dem Kampf der LehrerInnen zurück.
Doch in zahlreichen Schulen treten die SchülerInnen für ihre LehrerInnen in
den Ausstand oder besetzen sogar ihre Institutionen. Diese Beispiele müssen
ausgeweitet  und  verallgemeinert  werden.  Genauso  braucht  es  ein
landesweites Treffen der LehrerInnen, um den Kampf zu koordinieren. Im
gleichen Sinne muss die Forderung nach dem Rücktritt Gajardos und der
Neuwahl  multipliziert  werden und der  Streik  von der  Basis  überall  dort
organisiert werden, wo er noch nicht stattfindet. Die LehrerInnen der Partei
Revolutionärer  ArbeiterInnen  (PTR),  die  sich  mit  Unabhängigen  in  der
Gruppierung Unsere Klasse organisieren, stellen alle ihre Kräfte für diese
Aufgaben  zur  Verfügung,  um  von  dieser  partiellen  Infragestellung  zur
Perspektive  der  Neugründung  der  LehrerInnengewerkschaft  auf



klassenkämpferischer  und  demokratischer  Grundlage  zu  gelangen.

Kasten: Was fordern die LehrerInnen in Chile?

Die LehrerInnen in Chile müssen in schlechten Verhältnissen und zu einem
miserablen Lohn arbeiten. Nicht selten sieht man das Phänomen der „Taxi-
LehrerInnen“ – jene PädagogInnen, die von einer Schule zur anderen pendeln
müssen,  um  über  die  Runden  zu  kommen.  Dabei  gibt  es  fünf  zentrale
Forderungen, die seit Jahrzehnten erhoben werden.

Erhöhung des Mindestlohns.1.
Einstellung aller LehrerInnen im gleichen Vertrag und im gleichen2.
Unternehmen.
Vergütungsbonus  bei  Pensionierung.  Die  Rente  der  LehrerInnen3.
beträgt weniger als 300 Euro.
Schluss  mit  der  Ü  Aufteilung  der  Präsenzstunden  und  der4.
Vorbereitungszeit  von  50/50,  um die  Qualität  des  Unterrichts  zu
gewährleisten.
Schluss mit den „historischen Schulden“ des chilenischen Staates,5.
die  daraus  entstanden,  dass  der  Lohn  der  LehrerInnen  mit  der
Militärdiktatur um 2/3 gekürzt wurden.

Zusammenfassung und Aussicht
des Ukraine-Konflikt
Die Ukraine ist Ende letzten Jahres in eine Regierungskrise gestürzt, die sich
zu einem verheerenden Bürgerkrieg entwickelt hat. Die wahren Gründe der
Krise und was wirklich vor Ort passiert, werden von der westlichen, als auch
der russischen Propaganda nur zu gerne verschwiegen und verdreht. Vor
allem deshalb ist es für linke Gruppen wichtig aufzuklären und Position zu
beziehen.

https://onesolutionrevolution.de/zusammenfassung-und-aussicht-des-ukraine-konflikt/
https://onesolutionrevolution.de/zusammenfassung-und-aussicht-des-ukraine-konflikt/


Die Gründe der Krise

Die  Wirtschaft  der  Ukraine  ist  spätestens  seit  der  Weltwirtschaftskrise
2007/08 am Ende. Die Löhne sind die niedrigsten in ganz Europa, das Land
muss mehr importieren, als es exportieren kann und hat sich in den letzten
Jahren zu einer unprofitablen Rohstoffindustrie entwickelt.

Innerhalb der herrschenden Klasse gibt es eine massive Spaltung. Einige
Superreiche möchte ihr Kapital in den Westen integrieren, da es dort mehr
und vielversprechendere Investitionsmöglichkeiten gibt. Der andere Teil der
ukrainischen  Kapitalisten  ist  jedoch  nicht  im  Besitz  von  genug
Investitionskapital  um in  der  westeuropäischen Wirtschaft  Fuß fassen zu
können. So kam es zu einer Spaltung innerhalb der nationalen Bourgeoisie.
Personifiziert werden diese Spannungen durch Janukowitsch, welcher erst
eine  West-,  dann  jedoch  eine  Ostintegration  der  Ukraine  anstrebte.  Der
Grund hierfür liegt darin, dass die seitens der Ukraine benötigten Kredite
zwar sowohl von er EU, als auch von Russland gestellt worden wären, doch
Russland band diese nicht an Reformen der sozialen Kürzung. Die Folge des
Abkommens der Ukraine mit Russland anstatt der EU war der Euromaidan.
Euromaidan

Die  Empörung  der  Bevö lkerung  über  das  B lock ie ren  des
Assoziierungsabkommen war zunächst sehr klein. Kein Wunder, sie kann sich
nichts  davon  erhoffen.  Die  Schicht  der  Milliardäre,  welche  eine
Westintegration  anstreben,  nutzte  ihre  Macht  und  rief  in  ihren
Fernsehsendern und in Millionen von Flugblättern zur Teilnahme an den
Protesten gegen die repressive Regierung auf. Dabei waren die Aktionen nur
auf Kiew beschränkt. Unter den Teilnehmern waren lediglich 50% aus der
Hauptstadt. Der Rest wurde, bezahlt von der Oligarchie, aus dem Westen und
der Mitte des Landes heran gekarrt. Die Protestbewegung setzte sich aus
Arbeitslosen  und kleinbürgerlichen  Liberalen  zusammen,  die  jedoch  sehr
schwach waren und ohne eigene Forderungen auftraten.  Die Avantgarde
bestand von Anfang an aus militanten Neonazis,  die sich schnell  als  die
Speerspitze des Euromaidan entpuppten. Russischsprachige Ukrainer waren
unterrepräsentiert,  Linke  und  Jüd_Innen  wurden  vom  Platz  geprügelt.
Deshalb nahm die Bewegung einen nationalistischen Charakter an, was sich



an den Parolen und der Zusammensetzung festmachen lässt. Die Forderung
nach sozialen Reformen wurde zu keinem Zeitpunkt erhoben. Die komplette
Infrastruktur (Wasser, Essen, Strom, Wärme (im Winter!), Betten, Zelt, usw.)
wäre ohne Unterstützung der Bourgeoisie niemals finanzierbar gewesen.

Durch das paramilitärische Auftreten des Faschismus konnte die Regierung
am 21. Februar 2014 schließlich gestürzt werden.
Die neue Regierung

Das  Kiewer  Regime  setzte  sich  hauptsächlich  aus  Vertreter_Innen  der
neoliberalen Vaterlandspartei zusammen, die der Oligarchie am genehmsten
war. Allerdings sind auch Vertreter der offen faschistischen Swobodapartei
beteiligt.

Nachdem  e in  neuer  Präs ident  „gewähl t “  worden  und  das
Assoziierungsabkommen mit der EU unterschrieben war, erklärte sich der
russisch und stark proletarisch geprägte Südosten der Ukraine, welcher vor
allem vom sozialen Kahlschlag und den verminderten Handelsbeziehungen zu
Russland  betroffen  gewesen  wäre,  für  unabhängig  und  baute  eine
Widerstandsbewegung  gegen  die  neoliberal-nationalistische  Regierung  auf.
Der Bürgerkrieg

Sofort versuchte Kiew den Donbass militärisch wieder unter seine Kontrolle
zu  bringen.  Die  nationalen  Streitkräfte  konnten  anfangs  große  Erfolge
erzielen,  sodass  es  nach einem schnellen Aus  für  die  „Separatist_Innen“
aussah. Während der Kämpfe verübten beide Seiten Kriegsverbrechen. Es
zeigte  sich  schnell,  dass  die  Streitkräfte  der  Regierung  in  einem völlig
desolaten Zustand waren. Veraltete Ausrüstung, unzureichende Ausbildung
und  die  angeschlagene  Wirtschaft  ließen  die  Offensive  vor  Donezk  und
Lugansk stecken bleiben. Für den Krieg wurde eine Kriegssteuer erhoben
und die Wehrpflicht bestehen gelassen. Zwar wurde Donezk belagert und die
Innenstadt mit Artillerie beschossen, weswegen hunderte Zivilisten starben,
für eine Stürmung reichten die Kräfte jedoch nicht aus.
Die aktuelle Situation

Wegen  der  drohenden  Niederlage  musste  Kiew  einem  von  Russland



vorgelegten  Friedensplan  zustimmen,  den  auch  die  unabhängigen
Republiken unterstützten. Dieser bleibt allerdings sehr unklar, vor allem in
der Frage der Unabhängigkeit. Offiziell räumt man den „Separatist_Innen“
eine Teilautonomie ein. Was das heißen soll ist fraglich. Außerdem bleibt das
Ziel für Teile der Separatist_Innen weiterhin ein vollständig eigenständiger
Staat. Lediglich die Waffenruhe, ein Gefangenenaustausch und humanitäre
Hilfe  sind  klare  Vereinbarungen.  Punkte,  wie  die  Auflösung  „illegaler
Militäreinheiten“,  Straffreiheit  für  die  Aufständischen,  usw.  sind  sehr
unscharfe. Auch wie mit der dort geschehenen Enteignung der Oligarchie
verfahren werden soll bleibt unklar. Der Präsident Poroschenko ist der Mann
hinter diesen Einigungen, während Timoschenkos Vaterlandspartei und die
Faschist_Innen den Frieden als feige Kapitulation sehen.

Weiter  sollen  Ende  Oktober  Parlamentswahlen  stattfinden,  bei  der
Poroschenko  versuchen  wird  die  Kriegsmüdigkeit  der  Bevölkerung  in
Parlamentssitze  umzuwandeln,wobei  von  demokratischen  Wahlen  bei
staatlichen  und  faschistischen  Angriffen  auf  progressive  Kräfte  nicht
gesprochen  werden  kann.

Klar ist, das weder der Bürgerkrieg, noch der Kampf der Oligarchie und der
Faschist_Innen gegen die Lohnabhängigen auf lange Sicht beendet ist.

Die Faschisten

Der Faschismus in der Ukraine ist der klassische ukrainische Faschismus,
wie er aus der Zeit des Zweiten Weltkriegs bekannt ist. Stepan Bandera wird
von den Faschist_Innen als  Nationalheld gefeiert.  Dieser kämpfte für die
Unabhängigkeit der Ukraine und kollaborierte als Chef der paramilitärischen
OUN mit den Nazis im Kampf gegen die UdSSR. Weiter waren er (und seine
Organisation)  am  Holocaust  in  der  Ukraine  beteiligt.  Man  hetzt
hauptsächlich gegen Linke, Russen_Innen, Pol_Innen und Jüd_Innen.

Das faschistische Massaker von Odessa – die Sicherheitskräfte griffen
nicht  ein,  im  Westen  wurde  kaum berichtet.  Unter  den  Blumen  ein
faschistsiches Symbol (Keltenkreuz).

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2014/10/268409152.jpg


Im November 2013 schlossen sich einige Nazigruppen zum Rechten Sektor
zusammen. Dieser trug den größten Anteil bei dem Sturz Janukowitschs, da
die Nazis schon seit  Jahrzehnten paramilitärisch organisiert  sind und als
Fußball Hooligans Erfahrung im Straßenkampf mitbrachten. Damit stellten
sie  nichts  anderes  dar,  als  die  Knute  in  der  Hand  der  pro-westlichen
Bourgeoisie.  Dementsprechend  wurden  sie  von  der  herrschenden  Klasse
finanziert.  Durch  den  Euromaidan  konnten  sie  weiter  Kampferfahrung
sammeln  und  erlebten  einen  beispiellosen  Zustrom an  Mitglieder.  Noch
bedrohlicher ist aber, dass sich die Nazis als Vorkämpfer_Innen des Volkes
präsentieren und so eine Welle der Unterstützung und Akzeptanz für ihre
bestialische Ideologie erfahren.
Auch im Bürgerkrieg spielen die Faschist_Innen eine entscheidende Rolle.
Nach dem Ende der Unruhen in Kiew wurden die Straßenkämpfer_Innen in
der Nationalgarde zusammengefasst, die dem Innenministerium zumindest
formal  unterstellt  sind.  Diese wehrt  sich gegen die  Eingliederung in  die
regulären Streitkräfte und werden momentan von ultrarechte Warlords wie z.
B.  Dmytro  Jarosch,  einer  der  Führungsfiguren  des  Rechten  Sektors,
kommandiert.  Sie  nutzten  den  Bürgerkrieg  um  sich  zu  bewaffnen,
auszubilden, ihre Strukturen auszubauen und um aus Rassismus gegen den
russisch-sprachigen Teil der Bevölkerung vorzugehen.

Die faschistischen Milizen umfassen über 12.000 Freiwillige und sind wegen
Folter  und  Kriegsverbrechen  gegen  die  Zivilbevölkerung  gefürchtet.
Finanziert  werden  sie  teilweise  durch  die  Regierung,  teils  durch  die
Bourgeoisie.

Die Stellung zur Regierung ist eine feindliche. Sie sehen die Westintegration
als Verrat an der Ukraine an. Weiter missfällt ihnen der Friedensplan. Sie
treten  dagegen  für  eine  Wiederaufnahme  der  Kämpfe  ein.  Solange  der
Bürgerkrieg  nicht  beendet  ist  haben  sie  eine  erhebliche  Macht  auf  die
Regierung,da diese auf die Neonazis angewiesen ist. So drohte der Rechte
Sektor im August damit seine Truppen nach Kiew marschieren zu lassen,
wenn  nicht  inhaftierte  Anhänger_Innen  entlassen  würden,  der
Vizeinnenminister entlassen wird und ihr Engagement im Krieg anerkannt
wird. Den Forderungen wurde umgehend Folge geleistet.



Doch auch nach dem Krieg stellen der massiv erstarke Faschismus und seine
militärische Ausrüstung und Erfahrung ein großes Problem dar. Während des
Krieges schafften die Milizen Waffen in den Westen, um nach beendetem
Krieg möglicher Weise einen Putsch gegen die Regierung zu führen. Auch
finden immer wieder gewaltsame Demonstrationen in Kiew statt, wie z.B. die
Gedenkfeier für die UPA (Stepan Banderas Faschisten-Miliz). Diese wurde
maßgeblich  von  der  Swobodapartei  organisiert ,  die  bei  den
Parlamentswahlen 2013 über 10% erhielt, in 3 der 24 Oblaste sogar
über 30% erreichen konnte! Erschreckend ist, dass bereits heute die Nazis
mit dem Militär, der Polizei und der Regierung verflochten sind. Als Beispiele
können  der  Generalstaatsanwalt  und  der  Verteidigungsminister  genannt
werden, die beide offene Nazis sind.
Bei  der  Bewertung  dieser  Entwicklung  sollte  man  sich  der  historischen
Aufgabe  des  Faschismus  bewusst  werden.  Der  Faschismus  ist  eine
Massenbewegung,  hauptsächlich  von  Arbeitslosen  und  Kleinbürgertum
getragen.  Sie  greift  sofort  alle  Errungenschaften  und  Organisation  der
Arbeiter_Innenschaft  an.  In  der  Ukraine  drückte  sich  dies  durch brutale
Angriffe auf Linke, Gewerkschafter_Innen, Zerstörung von Leninstatuen (was
angesichts der im Kollektivgedächtnis der Ukrainer verankerten und mit den
Statuen  in  Verbindung  stehenden  Stalin-Diktatur  zumindest  etwas
verständlich ist) und Verwüstung von Räumlichkeiten linker Organisationen,
wie  der  (nicht  fortschrittlichen)  KPU  oder  Borotba  aus.  Auch  ist  das
Massaker im Gewerkschaftshaus von Odessa am 2.5.2014 zu nennen. Der
Faschismus  hat  also  aus  Sicht  des  Kapitals  die  einzige  Aufgabe  die
Verwertungsbedingungen  des  Kapitals  zu  Gunsten  der  Bourgeoisie  zu
verbessern,  wobei  es  sich  hier  einem  rassistischen  und  sexistischen
Deckmantel  zur Rechtfertigung bedient.  Damit  sind vor allem die völlige
Vernichtung von Arbeiter_Innenrechten und Demokratie gemeint. Oft führt
dies  zu  einer  gewagten  militärischen  Expansion,  um  Rohstoff-  und
Absatzmärkte zu erobern. Die faschistischen Banden können jedoch nicht
erfolgreich sein, wenn sie nicht vom Großbürgertum unterstützt werden, wie
dies auf dem Maidan oder bei den Freiwilligenbataillonen im Bürgerkrieg
schon der Fall gewesen ist, bzw. aktuell der Fall ist.

Die Regierung in Kiew wird mit der Westanbindung für die Bevölkerung nur



weiteres Elend schaffen. Dies und ein verlorener Krieg könnten ein weiteres
Anwachsen  der  Reaktionäre,  den  Sturz  des  Kiewer  Regimes  und  eine
faschistische Diktatur Realität werden lassen, wenn diese von der Oligarchie
geduldet wird.
Der Widerstand im Osten des Landes

Der Osten der Ukraine ist sehr viel proletarischer geprägt als der Westen.
Deshalb wurde der Maidan nicht unterstützt und die neue Regierung nicht
begrüßt. So streikten beispielsweise ostukrainische Bergarbeiter gegen das
Kabinett Jazenjuk.

Du willst mehr über die Krise und Krieg in der
U k r a i n e  e r f a h r e n ?  –  K o m m  z u  d e n
Internationalismustagen der NaO und diskutiere
mit Borotba.

Militärisch  setzt  sich  die  Opposition  aus  Deserteur_Innen  der  regulären
Streitkräfte und aus Freiwilligen aus der Ukraine, und weiteren ehemaligen
Sowjetrepubliken zusammen. Dabei ist vor allem Russland zu nennen. Hier
muss klar unterstrichen werden, dass es zwar russische Soldat_Innen in der
Ukraine  gibt,  aber  eben  keine  regulären  Truppen.  Ihre  Zahl  liegt  bei
35.000-40.000, wobei höchstens 5.000 aus Russland kommen. Sie strömen in
die Ukraine, um einen antifaschistischen Widerstandskampf zu führen, sind
selbst aber teilweise russisch-nationalistisch. Unterstützung mit Material und
Waffen erfahren die „Separatist_Innen“ deshalb auch durch Russland.

Es  wird  von  einigen  dortigen  Machthabern  eine  unabhängige  Republik
Neurussland angestrebt, die sich wirtschaftlich an Russland orientieren soll.
Die Bevölkerung dieser Gebiete jedoch hat hauptsächlich Angst vor einem
nationalistischen, repressiven ukrainischen Regime (Verbot der russischen
Amtsprache, Kultur usw.) und weiß, dass sie von einer Westintegration nur
soziale Verwerfungen zu befürchten hat  und fordert  aus diesen Gründen
Gebietsautonomie. Allerdings ist die Führung auch nationalistisch und nicht
fortschrittlich. Ist die Unabhängigkeit von der Ukraine erreicht, muss der
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Kampf um die soziale  Frage fortgesetzt  werden und eine Bewegung der
Lohnabhängigen  erreicht  werden  –  unabhängig  vom  russischen
Imperialismus.  Es  gibt  jedoch  auch  Kräfte  im  Donbass,  die  soziale
Forderungen stellen und diese auch auf die gesamte Ukraine übertragen
wollen. Letztlich jedoch kann eine Unabhängigkeit der Ostukraine, ebenso
wie soziale Reformen, nur außerhalb des Kapitalismus erreicht werden.
Opposition im Westen und Unterstützung selbiger

In der Westukraine ist eine Opposition gegen das Regime kaum existent und
wird wie oben bereits gesagt stark repressiert. Der bestehende Widerstand,
wie z.B. die Organisation Borotba, die natürlich auch im Osten tätig ist, muss
von uns gerade deswegen Unterstützung und Solidarität erfahren, was aber
nicht heißt,  dass wir mit  Borotba angesichts ihrer gewissen Stalinophilie
nicht kritisch umgehen. Deswegen aber die Solidarität verweigern und gar
keine Position zum Ukraine-Konflikt zu beziehen, wie das große Teile der
Linken  in  Deutschland  tun,  lässt  selbige  Linke  unfähig  zum
Internationalismus  ausschauen.

Es  gilt,  die  gesamte  Opposition  zu  differenzieren:  Einige  ukrainische
Anarchist_Innengruppen versuchten Borotba und andere Oppositionelle aus
dem  kommunistischen  Spektrum  in  Misskredit  zu  bringen  und  sich  als
„wahren“  Widerstand  darzustellen  –  ihre  Spuren  führen  jedoch  zur
Unterstützung  des  Maidan.

Die Rolle der Imperialisten

Der Ukrainekonflikt legt die Konkurrenz zwischen dem den imperialistischen
Machtblöcken im Osten (Russland) und dem Westen (USA, Europa, wobei
auch  diese  in  Konkurrenz  stehen)  offen.  Jede  der  Seiten  will  das  Land
gleichermaßen in seine Strukturen einbinden und letztlich seine Rohstoffe
und vor allem die Klasse der Lohnabhängigen ausbeuten.
Im Westen ist die USA tonangebend. Sie hat ein Interesse daran Russland zu
schwächen und abhängige Verbündete bis an die Grenze Russlands zu haben.
Dabei ist die USA sehr aggressiv, da die verhängten Wirtschaftssanktionen
Russland  auch  den  Konkurrenten  Europa  treffen.  Europa  dagegen  hofft
teilweise  eher  auf  eine  Verständigungslösung,  da  es  ein  zwingendes



Interesse an guten Wirtschaftsbeziehungen mit Russland hat. Letztlich hat
die USA geschafft zwei imperiale Konkurrenten zu schwächen.
Im Westen wird durch die Medien immer wieder vom bösen Putin und der
falschen russischen Propaganda erzählt. Verschwiegen wird dabei, dass auch
im  Westen  die  Propagandamaschinen  auf  Hochtouren  laufen,  um  die
Bevölkerung in das Fahrwasser der westlichen Imperialpolitik zu zwingen. So
wurde beim tragischen Abschuss des malaysischen Passagierflugzeuges im
Juli  der  Verantwortliche  schnell  gefunden:  Putin.  Beweise  sind  Spiegel,
Springer und Co. bis heute schuldig.
Mittels  der  NATO macht  der  Westen  mit  der  USA  an  der  Spitze  auch
militärisch  mobil  gegen  Russland.  Dabei  sind  vor  allem  Manöver  im
Schwarzen Meer und der Westukraine, auch mit der ukrainischen Armee und
eine Truppenverstärkung von 5000 Soldaten in Grenznähe zu Russland sowie
400 Militärberater zu nennen. Außerdem gibt es erneut die Forderung, dass
alle NATO-Länder ihren Militäretat auf mind. 2% des Bruttoinlandsproduktes
bringen sollen.
Auf  der  anderen  Seite  hat  sich  Russland  mit  seiner  Besetzung  und
anschließendem  wenig  demokratischen  Referendum  der  überwiegend
russischen Bevölkerung die Halbinsel Krim im Schwarzen Meer einverleibt.
Die Propaganda Russlands unterliegt dabei ähnlich wie im Westen dem Ziel
das eigene Vorgehen zu rechtfertigen.
Russland  selbst  kann  mittlerweile  nur  noch  auf  eine  Ostintegration  der
unabhängigen Republiken hoffen, die alleine nicht überlebensfähig wären.
Dazu unterstützen sie die Separatisten vermutlich mit Waffen, was nie klar
bewiesen werden konnte. Auch Russland hat in den letzten Monaten größere
Manöver  durchgeführt  und  dabei  sogar  seine  Nuklearwaffen  zur  Schau
g e s t e l l t .  Z w a r  u n t e r s t ü t z e n  s i e  m o m e n t a n  w i e  w i r  d i e
Unabhängigkeitsbewegung  und  präsentieren  sich  als  antifaschistischen
Schutzpatron  der  russischsprachigen  Bevölkerung.  Letztlich  jedoch  will
Russland  genauso  wie  die  anderen  Imperialisten  die  Ukraine  in  seine
Einflusssphären einbinden und wirtschaftlich auspressen. Allerdings ist es
dabei  nicht  so  aggressiv  wie  die  NATO  und  bedient  sich  nicht  des
Faschismus.

Der russische Imperialismus hat ohnehin noch die Gaskarte als Trumpf in der



Hand, um Kiew und den Westen unter Druck zu setzten – und somit einen
verstärkt  militärischen  Imperialismus  weniger  nötig.  Ein  Anschluss  der
Ostukraine liegt jedoch nicht in Putins Interesse – wer will sich schon eine
zerstörte Gegend mit kampferprobter, proletarischer Bevölkerung ins Land
holen, wo man diese doch nur ausschlachten will?
Fazit

Wie wir sehen ist die Ukraine ein Spielball der Imperialmächte. An dieser
Krise  sind  die  entscheidenden  Konkurrenzkämpfe,  die  die  Welt  heute
bestimmen, so offen und klar hervor getreten wie schon lange nicht mehr.
Die anhaltende wirtschaftliche Schieflage der Ukraine und die jetzige Krise
haben einen rasanten Aufstieg des Faschismus bewirkt,  welcher von der
westlichen Welt geduldet wird und das Potential hat, in naher Zukunft an die
Macht zu kommen.

Deshalb  sollten  sich  alle  Sozialisten  mit  dem  Befreiungskampf  der
Separatisten  solidarisieren  und  für  soziale  Forderungen  und  eine  starke
Bewegung  der  Werktätigen  eintreten,  wobei  sie  darüber  hinaus  die
sozialistische Perspektive als einzige Lösung ohne imperiale Einflussnahme
für die gesamte Ukraine und aufzeigen müssen. Dazu wird sich zunächst
auch  die  Frage  des  Aufbaus  einer  internationalistisch-kommunistischen
Massenpartei der Lohnabhängigen sowie einer solchen Jugendorganisation
stellen.
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